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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes über die gegenseitige Auswir- 
kung des Rechts der gesetzlichen Rentenversidierung 
und der Krankenversicherung der Rentner im Saar- 
land und im übrigen Bundesgebiet einschließlich des 
Landes Berlin (Auswirkungsgesetz) 

— Drucksache 607 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Baldauf 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 607 — in der aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 30. Januar 1959 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Baldauf 

V ersitzender Berichterstatter 


Drude; Bonner Universitäts-Budrdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die gegenseitige Auswirkung des Rechts der 
gesetzlichen Rentenversicherung und der Krankenversicherung 
der Rentner im Saarland und im übrigen Bundesgebiet ein- 
schließlich des Landes Berlin (Auswirkungsgesetz) 

— Drucksache 607 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die gegenseitige Aus- 
wirkung des Rechts der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung und der Krankenversicherung der Rentner im 
Saarland und im übrigen Bundesgebiet einschließlich 
des Landes Berlin (Auswirkungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes - 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Hat ein Versicherter der gesetzlichen Renten- 
versicherungen Beiträge an einen Versicherungs- 
träger im Saarland und im übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder in einem dieser Gebiete ent- 
richtet, so verbleibt es für die Zuständigkeit des 
Versicherungsträgers zur Feststellung und Gewäh- 
rung der Leistungen aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungei; bei den Vorschriften, die im Zeit- 
punkt der Antragstellung in diesen Gebieten gelten. 

(2) Verlegt bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 19v56 
(Bundesgesetzbl, II S. 1587) eine Person, die wegen 
eines nach dem 31. Dezember 1956 eingetretenen 
Versicherungsfalles einen Antrag auf Leistungen 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen gestellt 
hat, zwischen der Antragstellung und dem Bescheid 
über die Feststellung oder die Gewährung der Lei- 
stungen ihren Wohnsitz oder in Ermangelung des- 
sen ihren Aufenthaltsort vom Saarland in den 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes oder um- 
gekehrt, so wird der Versicherungsträger des Zu- 
zugsgebietes für die Feststellung und Gewährung 
der Leistungen zuständig. 

(3) Für die Feststellung und Gewährung eines 
Altersruhegeldes nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes 
Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 


Beschlüsse des 20. A u s s c h u s s e s 

Entwurf eines Gesetzes über die gegenseitige Aus- 
wirkung des Rechts der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung und der Krankenversicherung der Rentner im 
Saarland und im übrigen Bundesgebiet einschließlich 
des Landes Berlin (Auswirkungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779), nach 
Artikel 2 § 17 des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 789) und nach Artikel 4 § 9 des Ge- 
setzes Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 18. Juni 
1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) bleibt der 
Versicherungsträger des Saarlandes zuständig. Das 
gleiche gilt für die Feststellung und Gewährung 
von Leistungen aus der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung des Saarlandes. 


§ 2 

unverändert 


(2) Ist nach § 1 ein Versicherungsträger im Saar- 
land zuständig, so ist für die Berechnung nach Ar- 
tikel 2 § 42" des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 45), Artikel 2 § 41 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 88) und nach Ar- 
tikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 533) das vor dem 1. Januar 1957 im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland gel- 
tende Recht anzuwenden, wenn der Versicherte am 
1. Januar 1957 seinen Wohnsitz (Aufenthaltsort) 
nicht im Saarland hatte. Der Versicherungsträger 
des Saarlandes kann für diese Berechnung den für 
den letzten Wohnsitz (Aufenthaltsort)' im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes ohne Saarland zuständigen 
Versicherungsträger der gesetzlichen Renten- 
versicherung um Amtshilfe ersuchen. 

(3) Ist nach § 1 ein Versicherungsträger im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland zu- 
ständig, so sind, soweit vom 20. November 1947 an 
Versicherungszeiten im Saarlande zurückgelegt 
sind, für die Ermittlung der für den Versicherten 
maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage das Ge- 
setz Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779), das 
Gesetz Nr. 590 zur Einführung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 
das Gesetz Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) 
anzuwenden. 

(4) Soweit im übrigen die Berechnung der Lei- 
stung es erfordert, ist für die Umrechnung von 
Franken in Deutsche Mark oder von Deutschen Mark 


§ 2 

(1) Für die Feststellung und Gewährung der Lei- 
stungen aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
ist das Recht, das für den nach § 1 zuständigen 
Versicherungsträger maßgebend ist, anzuwenden, 
soweit in den folgenden Vorschriften nichts anderes 
bestimmt ist. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 20. Aus 


in Franken § 5 Abs. 1 Satz 1 der Dritten Verord- 
nung über die Erhöhung der Unterhaltsansprüche 
und sonstigen Beträge in gerichtlichen Angelegen- 
heiten vom 7. März 1951 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 441) in der zur Zeit des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes geltenden Fassung entsprechend anzuwen- 
den. 


§ 3 

Versicherungszeiten, die im Saarland und im 
übrigen Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
gelegt worden sind, stehen einander gleich. 


§ 4 

(1) Verlegt während der Übergangszeit nach Ar- 
tikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) ein Rentner der gesetz- 
lichen Rentenversicherungen seinen Wohnsitz 
(Aufenthaltsort) vom Saarland in den übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes oder umgekehrt, so 
übernimmt der für den neuen Wohnsitz (Aufent- 
haltsort) zuständige Versicherungsträger die Wei- 
tergewährung der Rente vom Ersten des auf den 
Zuzug folgenden Monats. § 1 Abs. 3 bleibt un- 
berührt. 

(2) Der Versicherungsträger im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland hat den in Deutscher 
Mark festgestellten oder umgestellten Rentenbetrag 
auszuzahlen. Soweit die Rente noch nicht umgestellt 
ist, sind für die von ihm vorzunehmende Umstel- 
lung die im Saarland geltenden Vorschriften anzu- 
wenden. 

(3) Der Versicherungsträger im Saarland hat den 
in Deutschen Mark festgestellten oder umgestellten 
Rentenbetrag nach den im Saarland geltenden Vor- 
schriften in Franken zuzüglich der Übergangszulage 
nach dem Gesetz Nr. 605 über die Gewährung einer 
Ubergangszulage zu Leistungen aus der Sozialver- 
sicherung, der Kriegsopferversorgung und zu an- 
deren sozialen Leistungen vom 22. November 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes 1958 S. 74) in der jeweils 
geltenden Fassung auszuzahlen. Soweit die Rente 
noch nicht umgestellt ist, sind für die von ihm vor- 
zunehmende Umstellung die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland geltenden Vorschrif- 
ten anzuwenden. 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 


§ 5 § 5 

(1) Verlegt eine Person, die eine Rente aus der (1) unverändert 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der An- 
gestellten bezieht oder beantragt hat, ihren Wohn- 
sitz (Aufenthaltsort) vom Saarland in den übrigen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist das Zweite 
Buch der Reichsversicherungsordnung mit folgen- 
der Maßgabe anzuwenden: 

1. Als Antragstellung im Sinne des § 165 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 gilt die Antragstellung 
bei dem Rentenversicherungsträger im 
Saarland. 


c h u s s e s 
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Entwurf 

2. § 234 Abs. 1 Satz 2 letzter Halbsatz findet 
nur insoweit Anwendung, als es sich um 
eine Krankenkasse im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland handelt. 

3. Für Mitglieder der Eisenbahnbetriebs- 
krankenkasse Saarbrücken wird die Bun- 
desbahnbetriebskrankenkasse zuständig, 

4. Die Mitgliedschaft (§ 306 Abs. 2) beginnt 
mit dem Ersten des auf den Zuzug fol- 
genden Monats. 

5. § 317 Abs. 5 gilt für Rentner entsprechend. 

6. Bleibt für die Feststellung und Gewäh- 
rung der Leistungen aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen ein Rentenversiche- 
rungsträger im Saarland zuständig, so ist 
zur Zahlung der Beiträge nach § 381 
Abs. 2 oder der in § 381 Abs. 4 genann- 
ten Beträge der für den Wohnsitz (Aufent- 
haltsort) des Rentners zuständige Renten- 
versicherungsträger verpflichtet. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen können 
bei der Meldung nach § 317 Abs. 5 die Mitglied- 
schaft bei der Krankenkasse im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland beantragen, der sie 
während der letzten fünf Jahre vor Stellung des 
Rentenantrages mindestens zweiundfünfzig Wochen 
angehört haben. Dies gilt für rentenberechtigte 
Hinterbliebene nur dann, wenn der Versicherte 
diese Voraussetzung erfüllt hat. 

(3) Erfüllt ein in Absatz 1 genannter Rentner die 
Voraussetzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 nicht, 
so kann er die Versicherung bei der für seinen 
Wohnort zuständigen Allgemeinen Ortskranken- 
kasse oder, wo eine solche nicht besteht, bei der 
Landkrankenkasse fortsetzen; Absatz 1 Nr. 3 gilt 
entsprechend. Er hat diesen Willen der Kranken- 
kasse innerhalb von sechs Monaten nach Zuzug an- 
zuzeigen. Artikel 2 § 8 Abs, 2 und 3 des Gesetzes 
über Krankenversicherung der Rentner vom 12. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 500) gilt entsprechend. 

(4) Erfüllt ein in Absatz 1 genannter Antragsteller, 
der bis zur Antragstellung bei einem Träger der 
gesetzlichen Krankenversicherung im Saarland ver- 
sichert war oder sich am Tage der Antragstellung 
nach § 313 weiterversichern konnte, die Voraus- 
setzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 nicht, so 
gilt Absatz 3 entsprechend. 

(5) Verlegt eine Person, die eine Rente aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der An 
gestellten bezieht oder beantragt hat, ihren Wohn- 
sitz (Aufenthaltsort) aus dem Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Saarland in das Saarland, so 
sind die im Saarland geltenden Vorschriften über 
die Krankenversicherung der Rentner vom Ersten 
des auf den Zuzug folgenden Monats anzuwenden. 
Als Antrag im Sinne des § 1 Satz 2 der Verordnung 
über die Durchführung der Krankenversicherung der 
Rentner im Saarland gilt der Rentenantrag bei dem 
Rentenversicherungsträger im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Saarland. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


siehe § 5a Abs. 1 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

(5) Hat ein in Absatz 1 genannter Rentenbezieher 
eine Sterbegeldzusatzversicherung nach § 14 der 
Verordnung über die Durchführung der Krankenver- 
sicherung der Rentner im Saarland vom 29. Okto- 
ber 1946 (Amtsblatt des Saarlandes S. 241) in der 
Fassung des Gesetzes Nr. 1 12 vom 30, Juni 1949 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 721) abgeschlossen, so kann er 
sie auf Antrag bei dem nunmehr zuständigen Träger 
der Krankenversicherung nach den für diese gelten- 
den Bestimmungen vom Ersten des auf den Zuzug 
folgenden Monats an weiterführen. Die Zusatz- 
sterbegeldversicherung richtet sich nach dem am 
1. Juni 1952 maßgebenden Betrag; § 2 Abs. 4 findet 
sinngemäß Anwendung. 


§ 5a 

siehe § 5 Abs. 5 (1) Verlegt eine Person, die eine Rente aus der 

Rentenversicherung der Arbeiter oder der Ange- 
stellten bezieht oder beantragt hat, ihren Wohnsitz 
(Aufenthaltsort) aus dem Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ohne Saarland in das Saarland, so sind die 
im Saarland geltenden Vorschriften über die Kran- 
kenversicherung der Rentner vom Ersten des auf 
den Zuzug folgenden Monats anzuwenden. Als An- 
trag im Sinne des § 1 Abs. 2 der Verordnung über 
die Durchführung der Krankenversicherung der 
Rentner im Saarland gilt der Rentenantrag bei dem 
Rentenversicherungsträger im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes ohne Saarland. 

(2) Hat ein in Absatz 1 genannter Rentenbezieher 
eine Sterbegeldzusatzversicherung nach Artikel 2 
§ 10 des Dritten Gesetzes über Änderungen und Er- 
gänzungen von Vorschriften des Zweiten Buchs der 
Reichsversicherungsordnung (Gesetz über die Kran- 
kenversicherung der Rentner) vom 12. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 500) weitergeführt, so findet 
§ 3 des Gesetzes Nr. 332 über weitere Änderungen 
in der Krankenversicherung der Rentner im Saar- 
land vom 13. Juni 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 694) unter Zugrundelegung der im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegten Bei- 
tragszeiten in der Sterbegeldzusatzversicherung An- 
wendung. 


§ 6 

Eine gegenseitige Erstattung der Leistungen 
zwischen den Trägern der gesetzlichen Renten- 
versicherungen im Saarland und im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes findet nicht statt. 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Abweichende Regelungen in zwischenstaatlichen 
Abkommen bleiben unberührt. 


§ 7 

unverändert 


§ 8 § 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. J unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berjin. 
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Entwurf 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1957 in Kraft. § 5 tritt am Ersten des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. Soweit bis 
zur Verkündung dieses Gesetzes anders verfahren 
wurde, behält es dabei sein Bewenden. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

§ 9 

U) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1957 in Kraft, §§ 5 und 6 treten am Ersten des auf 
die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


(2) Ist eine Leistung, auf die die Vorschriften 
dieses Gesetzes anzuwenden sind, vor dessen Ver- 
kündung bindend oder rechtskräftig festgestellt 
worden, so ist sie, sofern es für den Berechtigten 
günstiger ist, auf Antrag nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes neu festzustellen, falls der Antrag bis zum 
31. März 1960 gestellt wird. 


7 



